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Dl « erste deutsche
z- otbfchulvefovm

Die Studienreform der Technischen Hochschule
Karlsruhe

Bon Professor Dr. Karl Holl, Karlsruhe
Das Thema , Hochschulreform, ist seit einiger

Zeit stark in den Vordergrund des Interesses
getreten , ohne daß bisher die vielfachen Diskus¬
sionen in grünerem Umfange zu greifbaren Re-

sultaten geführt hätten . Die Technische Hoch -
schule Karlsruhe hat bekanntlich als erste deut¬
sche Hochschule eine einschneidende Studrenre -
focm verwirklicht, über die unser Aufsatz berich¬
tet . deren Verfasser als Mitglied des Senates
und des Reformausschusses an den Arbeiten tä¬
tigen Anteil genommen hat . (Professor Holl ist
unseren Lesern als Schauspietkritiker unserer

'
Zeitung bestens bekannt . Red .)

Die älteste deutsche Technische Hochschule, die vor fünf
Jahren unter Anteilnahme der gesamten Kulturwelt die
Vollendung des ersten Jahrhunderts ihres Bestehens
feierlich beging, hat sich an die Spitze ihrer Schwestern
gestellt , um den technischen Unterricht den Erkenntnissen
und Erfordernissen der Neuzeit entsprechend zu reformie-
ren. Unter dem Rektorate von Professor Dr. Stock hat die
Technische Hochschule Karlsruhe nach eingehenden Bera¬
tungen eines eigens dazu eingesetzten Reformausschusses
mit Genehmigung des badischen Ministeriums für Kul¬
tus und Unterricht neue Studienpläne aufgestellt, die nnt
dem Wintersemester 1930/31 bereits in Kraft getreten
sind . Die Dringlichkeit der Bestrebungen nach einer Neu¬
gestaltung des Hochschulunterrichts erhellt daraus , daß
Pläne auftauchten in Kiel und Münster — in Münster
gediehen sie mittlerweile sogar zur ansatzweisen Verwirk¬
lichung — die Jngenieurausbildung besonderen neu ein¬
zurichtenden Fakultäten an den Universitäten anzuglie¬
dern. Darüber erhoben sich vielfältige Erörterungen in
der Öffentlichkeit , wobei natürlich auch die Frage behan¬
delt wurde, ob es seinerzeit sinnvoll gewesen sei, neue
Hochschulorganisationen für Architekten und Ingenieure
zu schaffen, statt die wissenschaftliche Technik als großes
selbständiges Unterrichtsgebiet in den Aufgabenkreis der
bestehenden Universitäten aufzunehmen . Heute erscheint
allerdings diese alte Streitfrage müßig . Die technische
Wissenschaft hat eine so gewaltige Ausdehnung gefunden,
daß mit ihren grundlegenden und Hilfswissenschaften
mathematisch -naturwissenschaftlicher und wirtschaftlickj- so-
zialwissenschüftlicher Art nicht nur wegen der grundsätz¬
lichen Verschiedenheit ihres Charakters , sondern auch schon
räumlich nicht mehr in den Unterrichtsorganismus der
Universitäten einzugliedern ist.

Diese und ähnliche Erörterungen fanden einen gewissen
Abschluß, als die Rektoren der Technischen Hochschulen
eine gemeinsame Besprechung mit berufenen Vertretern
der technisch -wissenschaftlichen und der großen Wirtschafts¬
verbände, sowie mit Führern der Industrie in Düsseldorf
zu Beginn des Jahres 1927 abhielten, wobei es zu einer
einstimmigen Entschließung kam . Darin wurde sowohl
das Bedürfnis nach Neugründung von Technischen Hoch¬
schulen, wie von technischen Fakultäten an Universitäten
verneint. Andererseits wurde aber auch mit allem Nach¬
druck der notwendige Ausbau der bestehenden Techni¬
schen Hochschulen gefordert , um eine Vertiefung des tech¬
nischen Studiums zu ermöglichen. Aber auch hier wurde
das Resormziel zur Forderung erhoben. Am eingehend¬
sten wurde dann die Hochschulreform besprochen in der
Hochschultagung in Dresden , November 1928 . Wenn ein¬
zelne Hochschulen im Anschluß an die damals ausgearbei¬
teten Richtlinien auch bereits einzelne Reformversuche
durchgeführt haben , so blieb es doch der Karlsruher Fach¬
schule Vorbehalten , das Reformprogramm den: wesent¬
lichen nach im ganzen in die Tat umzusetzen .

Die praktische Verwirklichung
Was dabei erreicht worden ist, zeigt das Vorlesungs -

Verzeichnis für das Wintersemester 1930/31. Zunächst ist
die Wochenstundenzahl von Borlesungen und Übungen
in allen Semestern und allen Abteilungen auf durch¬
schnittlich 30 beschränkt, was eine Verkürzung von 30^-40
Prozent bedeutet. Der Sinn dieser Stundenverringerung
rst natürlich nicht Erleichterung des Studiums . Die Be¬
schränkung hat selbstverständlich auch keine Verlängerung
der Gcsamtstudienzeit von 8 Semestern zur Folge , und
schließlich ist sie auch nicht etwa eine nur äußerliche Maß¬
nahme, sondern sie ist bedingt durch das Hauptziel der
Reform : Vertiefung des wissenschaftlichen Studiums ,um den Studierenden zu selbständiger Arbeit zu erziehen.
In Übereinstimmung mit den Dresdener Forderungen
ist in den neuen Karlsruher Studienplänen das Spezia¬
listentum in Vorlesungen und Übungen möglichst zurück-
gedrängt, und dafür größeres Gewicht auf die Ausbil¬
dung in den grundlegenden mathematisch-naturwissen¬
schaftlichen und technischen Fächern gelegt.

Daraus ergibt sich eine bestimmte Ordnung in dem
Studirnaufbau . Zunächst werden die Semester bis zum
Vorexamen wesentlich in Anspruch genommen für die all¬
gemeinen und technischen grundlegenden Fächer, Damit

ist der nötige breite und gefestigte Unterbau jedes tech¬
nischen Studiums gesichert, der im wesentlichen auch aus¬
tauschbar für alle Abteilungen ist. Es braucht also der
Studierende sich erst nach dem dritten oder vierten Seme¬
ster endgültig zu entscheiden , welches technische Studium
er betreiben will. Der Vorteil für den Abiturienten liegt
auf der Hand. Damit aber auch die Neu-Jmmatrikulier -
ten sofort mit vollem Eifer und ganzem Verständnis den
so überaus wichtigen Vorlesungen in höherer Mathema¬
tik folgen können unabhängig von den verschiedenen
Kenntnisstufen , die sie von den absolvierten höheren
Schulen mitbringen , werden einige Wochen vor Vorle¬
sungsbeginn im Oktober Wiederholungs- und Ergän¬
zungskurse in Elementarmathematik eingerichtet. Außer¬
dem ist in der Anordnung der Vorlesungs- und Übungs¬
stunden bis zur Vorprüfung Vorsorge getroffen, daß der
junge Studierende zwei Wochennachmittage frei zur Ver¬
fügung hat , um einmal das von den Dozenten gehörte
durch Studium geeigneter Literatur zu festigen , was na¬
mentlich in den theoretischen Fächern unbedingtes Er¬
fordernis ist, zum anderen, um sich auch der notwendigen
körperlichen Ausbildung ausreichend widmen zu können.

Die Vorprüfung eröffnet das Tor zur Oberstufe des
Studienganges . Sie ist somit die letzte Gelegenheir, un¬
geeignete Elemente dem Studium fernzuhalten . Von ihr
rnuß in: Interesse eines fruchtbaren Lehrbetriebes rück¬
sichtsloser Gebrauch gemacht werden, da noch immer viel
zu viele nach Befähigung oder Arbeitswillen Untaug¬
liche von den höheren Schulen zur Hochschule kommen
und dadurch deren schädliche Überfüllung verursachen .

Die Oberstufe kennt nun im allgemeinen nicht rnehr
die zahlreichen früheren spezialistischen Fachrichtungen.
Auf der erworbenen Grundlage mathematischen und na¬
turwissenschaftlichen , namentlich physikalschen und che¬
mischen Wissens , für das eine besonders gründliche Aus¬
bildung gewährleistet ist, erhebt sich nun das eigentliche
Studium des Ingenieurs , wobei wiederum der indivi -
duellen Neigung und Befähigung entsprechend nach Theo¬
rie , Konstruktion, Herstellung und Betriebsführung die
Prüfung differentiiert werden kann. Allerdings bleibt
auch dabei Grundgesetz der Studienpläne , daß ebenso sehr
das Spezialistentum der Praxis Vorbehalten ist, wie
eine bloß allgemeine Ausbildung ohne Tiefenwirkung
abgelehnt wird. Nicht Quantität , sondern Qualität des
Dargebotenen ist entscheidend. Bei aller Berücksichtigung
individueller Begabung durch möglichste Auflösung eines
starren Lehrplanes von Pflichtfächern in ein elastisch stark
von Wahlfächern getragenes Lehrsystem bleibt ausschlag¬
gebend der systematisch-prinzipielle Unterricht, der an
lehrhaften Beispielen die allgemein gültigen Grundlehren
des Jngenieurberufes darstellt. Je mehr sich dementspre¬
chend das Studium seinem Abschlüsse , d . i . der Diplom -
hauptprüfung nähert , um so mehr wahre akademische
Freiheit gewinnt der Studierende , die schließlich soweit
geht, daß im letzten oder den beiden letzten Semestern
überhaupt keine Pflichtvorlesungen oder Übungen mehr
gefordert werden, so daß der Kandidat sich restlos einem
Neigungsfache widmen kann , worin er sich dann die not¬
wendige wissenschaftliche Vertiefung erwirbt , um zu
Spitzenleistungen zu gelangen.

Naturgemäß muß ein solcher grundsätzlicher pyrami¬
daler Lehraufbau mit fortschreitenden Semestern den
theoretischen Vorlesungsunterricht zugunsten praktischer
Arbeit in Seminaren , llbungsräumen und Laboratorien
zurücktreten lasten . Dadurch wird einmal die Verbindung
zwischen Lehrer und Schüler zunehmend enger geknüpft,
und außerdem wird letzterer systemattsch zu der für sei¬
nen späteren Beruf notwendigen Selbständigkeit erzogen.

Die Reform steht damit abgeschlossen auf dem Papier .
Sie in die Praxis des Lehrbetriebes umzusetzen , den
Lehrbetrieb mit ihrem Geiste zu gestalten , ist die Auf¬
gabe der Dozenten. Es bleibt zu hoffen , daß das Mini¬
sterium die Konsequenzen seiner Genehmigungserteilung
zieht, und trotz der schwierigen Finanzlage die Mittel
bereitftellt, die für die durch die Reform bedingte Inten¬
sivierung des Unterrichts erforderlich sind, wie etwa für
die Vermehrung von Assistentenstellen .

Vor allem wird die Größe des Wirkungsgrades der
Reform von den Studierenden selbst abhängen. Sie wer¬
den zeigen müssen , daß sie sich des ihnen durch die Reform
gewordenen erhöhten Rechtes akademischer Freheit durch
vermehrtes Verantwortungsbewußtsein würdig erweisen.
Dieses Verantwortungsbewußtsein muß sich in der rich¬
tigen Verwendung der durch die verminderte Semester -
Wochenstundenzahl gewonnenen Freizeit betätigen . Diese
soll vor allem dazu dienen, den in den Vorlesungen und
Übungen aufgenommenen Lehrstoff durch Eigenstudium ,
Eigenlektüre zu festigen und zu vertiefen. Die Beschrän --
kung der Vorlesungen muß ihren Ausgleich durch die
Vermehrung der Literaturkegntnis finden. . Die gefor¬
derte „Entschulung" des Hochbetriebes ist vor allen Din¬
gen eine Angelegenheit der Initiative des Jungakademi¬
kers selbst.

Eine weitere Aufgabe des Studierenden sieht die Re¬
form in den Studium der. Grenzgebiete seines Fachs.
Wozu ihm durch zahlreiche Wahlfächer reichlich Gelegen¬

heit geboten ist. Dazu zählt auch das Studium der freni-
den Sprack>en , namentlich der englischen, das ihm den
Zugang zur wichtigen angelsächsischen Fachliteratur er-
öffnet , darüber hinaus ihni aber auch die berufliche Ver¬
bindung mit dem Auslande erniöglicht . Aus dieser Über¬
legung heraus wurden Fremdsprachen als Wahlprü¬
fungsfächer in die Studienpläne ausgenommen.

Schließlich soll der Studierende seine Hochschulzeit zu
staatsbürgerlicher Erziehung und zur Vermehrung und
Abrundung seiner Allgemeinbildung verwenden . Nur
dann hat er Aussicht , nicht nur als Fachmensch, sondern
als Vollpersönlichkeit seinen Jngenieurberuf ausüben zu
können.

Eine nrtt Thettnalwassevherznng
Eine Einrichtung eigener Art kann bekanntlich die Bäderstadt

Baden -Baden als Kuriosum aufweisen . Sie benutzt nämlich seit
Jahrzehnten ihre berühmten, heilkräftigen Quellen nebenbei auch
für sonstige Zwecke , wie im vorliegenden Fall zum Heizen einer
Kirche während der kalten Jahreszeit . In dem Fußboden der
großen Stiftskirche befinden sich mit durchwehtem Eisenblech
üoerdeckte eingelassene Rohren , durch die das iu allernächster
Rähe des Gotteshauses entspringende Quellwasser mit einer
Temperatur von 67 ° C hindurchgeleitet wird und so genügend
Wärme aasstrahlt , um den ganzen hohen Raum auf Zimmer¬
temperatur zu erwärmen . Jedenfalls eine in den heutigen Not¬
zeiten billige Lösung der Heizungsfrage !

Ausführung Vvvurerettttchev
Pfahlbauten am Bodeufee

Der Pfahlbauverein Unteruhldingen bei Überlingen befaßte
sich in seiner Generalversammlung mit der „Erstellung der
bronzezeitlichen Pfahlbauten ". Der Vorsitzende zeigte die Mög¬
lichkeit der Erstellung derselben, und würdigte die Ausführung
des Planes nicht nur als Notwendigkeit im Sinne der Be¬
strebungen des Vereins , sondern auch als werbendes Mittel
zur Steigerung des Fremdenverkehrs in Uhldingen und den
angrenzenden Kur - und Fremdenorten , vr . Reinerth, der die
wissenschaftlichen Unterlagen und Pläne liefert , entwarf auf
Grund seiner Erfahrungen am Federsee und aus reichem wis¬
senschaftlichem Können ein Bild der zu erstellenden Pfahlbau¬
ten . Herr Lang konnte auf Grund planmäßiger Unterlagen
die finanzielle Seite des Unternehmens aufrollen und stellte
fest, datz die Kosten sich auf zirka 12 000 Im belaufen wer¬
den . Er erklärte , daß annähernd die Hälfte der Verein selbst
zur Verfügung stehen hat , während die Gemeinde für weitere
8000 Ml die Bürgschaft übernehmen soll Einstimmig wurde
nun beschloffen, den Plan in die Tat umzusetzen.

Die Pforzheimer Wartbergfpiele . Di « Wartbergspielge¬
meinde , die das Heimatfpiel „Die Vierhundert Pforzheimer "
aufführte , und ihrer Tätigkeit durch das leider heute noch
nicht aufgeklärte Brandunglück ein jähes Ende gesetzt sah ,
läßt sichs nicht verdrießen . Man will durch eine angestrebte
Landeslotterie, . Gründung eines Wartberg -Theatervereins , die
Mittel zum Wiederaufbau einer einfachen, etwa 1000 Perso¬
nen fassenden Zuschauertribüne beschaffen und hofft dabei auf .
Unterstützung seitens der Stadtverwaltung .

Dev neue Begriff vom wohuraum
Der moderne Raum ist „freizügig , locker und rhythmisch

gelenk " geworden . Der Begriff der Zeit - und Wandelbarkeit
bezeugt sich stark in seiner Gestaltung : er richtet sich weniger
auf Beschaulichkeit, als nach der leiblichen Beweglichkeit des
Wohners . Einst behutsam statisch geordnetes Gehäuse, — jetzt :
beweglich -angepaßtes Zweckgefüge. Statt starren Seins nun¬
mehr : „relative Ordnung " . . . So lesen wir im soeben er¬
schienenen Januarheft der von Alexander Koch herausgege¬
benen „Jnnen - Dekoration "

(Beginn des 42. Jahrgangs ) , dem
international anerkannten ersten Fachblatt für das schöne
Heim , das , wie der Herausgeber im Vorwort betont : „aus der
Praxis heraus die lebendige Gegenwart im Wohnbau und in
der Wohnraumgestaltung in Kunst und Kunstgewerbe zeigt.

"
Wenn es danach heute scheinen könnte, als müsse der moderne
Wohnraum ganz zu einer Angelegenheit nüchterner Zweck¬
bedienung werden , hält dem das Heft an anderer Stelle ent¬
gegen , daß auch in der Gestaltung des Wohnraums die künst¬
lerische Tat das Entscheidende ist, wie im modernen Bauen
überhaupt . Nichts wird „von selbst ". Auch wenn man Stahl¬
möbel verwendet , gibt dennoch erst die künstlerische Prägung ,
Lei der Wissen und Gefühl Zusammenwirken, die überzeugende
und lebensfähige Gestalt und Form .

Überschaut man mit einem freien Blick die Räume and ■
Bauten in dem reichillustrierten Januarheft (58 große Abbil¬
dungen , 2 farbige , 4 Sepiaionbeilagen , Einzelheft 3 Ml .
Berlagsanstatt Alexander Koch, , Darmstadt ) , dann freut man
sich, wie weit und schön das Feld ist , auf dem sich die mo¬
derne Gestaltung bewegt . Eine warme , formenfrohe Stim¬
mung liegt über dem „Haus am Prater "

(von Fritz Reicht,
Wien ) , über dem Wohnraum mit Wintergarten , den Speise -,
Herren - und Schlafräumen . Das „Landhaus an der Havel"

(von Block u . Ebert , Berlin ) ist das Muster eines reizvoll in
die Landschaft eingefügten Landsitzes, mit seinem modernen
Sportraum und der großen Terrasse. — Sportliche Lebens¬
lust, blitzende Frische von Sonne , Wasser, Wind und Bewe¬
gung fpricht aus dem „Teehaus mit Freiluftschwimmbad im
Park ", — einem reinen Betonbau mit weitvorspringendem
Flachdach, entzückend bewegt mit viel Schatten und Licht ,
Gestänge , Treppen : ein Bild heiterer Lebensfreude. So auch
noch ein „Tennisklubhaus mit Gesellschaftshalle"

(von Fritz
Hihbleck, Düsseldorf ) . Weiter eine Reihe von „Räumen mit
neuen Stahlmöbeln ". Die Abbildungen sind ein überzeugen-
der Beleg dafür , wie freundlich die Räume mit diesem neu»
zeitlichen Mobiliar aussehen . Ein Artikel über die „Neuen
Materialien im Wohnraum " gibt dazu eine vortreffliche phy -
siognomische Deutung . Einige neue Arbeiten der Staatl . Por -
zellanmanufaktur in Berlin , Standlampen und Service , fer¬
ner seidene Polster , Einzelmöbel usw., führt das Heft noch
vor . . . Ein stets zuverlässiger , sicherer , hochkultivierter
Führer durch die Welt der guten modernen GebrauchSfor«
im gepflegten Heim könnte man die „Jnnen -Dekoration" füg¬
lich nennen , wobei noch besonderer Ton auch auf die Text¬
beiträge zu legen ist. die in geistig sehr belebter Weise auf
wesentliche Fragen moderner Gestaltung eingehen.



Badischer Ientralanzeiger für Beamte
Anzeigeblatt für die sozialen und wirtschaftlichen Bedürfnisse der Beamten / Beilage zur Karlsruher Zeitung. Badischer StaatsanzeigerOrgan verschiedener Beamtenvereinigungenr ferfttiat ieftt» Mittwoch an» tonn ttajtln ffts 10 « oichspfenni, «i? je», « onntlich für «0 « eichspfemüg midto Vvrtovom Verlag« Karlsruhe » Karl-griedrich-Straß« 14, bezogen werden 14. Januar 1931

Deutsch« ! Neamtenbuu-
Aus der Gesamtvorstandssitzung

Es ist erklärlich, daß die Maßnahmen , die in der Notver¬
ordnung vom 1 . Dezember I960 enthalten sind , immer wieder
zur Erörterung gestellt werden. So hat sich auch der Gesamt -
oorssand des Deutschen Beamtenbnndes vor kurzem eingehendmit der durch sie geschaffenen Lage befaßt . Sieben anderenPunkten der Tagesordnung war es die Stellung des Reichs¬rats und des Reichstags zu Beamtenfragen , zu der Bundes¬direktor Lenz eingehende Erläuterungen gab. Hierbei legteer besonderes Gewicht auf die Feststellung, daß der Reichsrat
sich nicht nur in vollem Umfang den Standpunkt der Regie-
rnng angeschlossen , sondern noch eine wesentliche Verschlechte¬rung der Regierungsvorlage durch Vorverlegung des. Zeit¬punktes der Gehaltskürzung um zwei Monate voryeuommenhabe. Die Ursache war , daß sich Reichsregierung und Länder¬
regierungen wegen eines strittigen Betrags von 100 Mil¬lionen Reichsmark nicht einigen konnten und nun auf denAusweg verfielen, sie zu der einen Hälfte durch Vorverlegungdes Termins für - das Inkrafttreten der Gehaltskürzung zu ge¬winnen , für die andere Hälfte erhalten die Länder Vorzugs¬aktien der Reichsbahn im entsprechenden Betrag übereignet .Damit ist eine Verständigung auf Kosten der Beamten erfolgt,die , rein sachlich gesehen , nicht gerechtfertigt erscheint. Auchim Reichstag wurde von Abgeordnetenfeite hervorgehoben, manhätte die Vorverlegung nicht unter dem Anschein vor sich ge¬hen lassen sollen , daß es sich hier nicht um eine aus wirt¬
schaftlichen oder aus finanzpolitischen Bedürfen des Reichs her¬zuleitende Maßregel handle, sondern daß die Interessen der
Beamtenschaft hier gewissermaßen zum Tauschobjekt zwischenden Ländern und dem Reich gemacht worden seien. Daß da¬mit den Beamten eine besondere Ursache zur Verärgerung ge¬geben worden ist, kam in der Sitzung zum Ausdruck.

Anschließend wurde beanstandet , daß jede soziale Gestaltungder Gehaltskürzung unterblieben sei, man habe eine solche fürmöglich gehalten durch Erhöhung der Freigrenze , durch all¬
mähliche Staffelung der Prozentsätze bis zu 6 Prozent , durchFreilassung eines Einkommenteils von der Gehaltskürzung ,Freibleiben des Wohnungsgeldzuschusses. Keiner dieser Vor¬
schläge sei berücksichtigt worden. Die Beamtenschaft werde sichdamit nicht zufrieden geben . Sie vertraut darauf , daßan Hand der Initiativanträge , wie sie in dieser Richtung dem
Reichstag vorliegen, in eine Nachprüfung dieser Teile der Not¬
verordnung eingetreten wird.

Breiten Raum nahm die Kritik iiber die Preisabbanaktio »«in . Hier wuü >e der Auffassung entgegengetreten , als obetwa die Regierung ihre Tätigkeit auf diesem Gebiet schon alsbeendet ansehen könne; es wurde vielmehr die Anschau¬ung vertreten , sie stehe mit den Preisabbaumahnahmen erstam Anfang , und es sei sehr nötig , daß die Regierung ihreBemühungen um Preissenkungen energisch weiterführe .Es . darf hier eingeschaltet werden, daß von Reichstagseitezu dieser Frage in der Beratung der Notverordnung mehr¬fach ausgeführt worden ist, so wenig man zugeben könne, daßalles , was hier möglich und zulässig ist, geschehen sei, ebenso¬wenig könne zugegeben werden, daß nicht sehr viel geschehen
sei . Man könne in der Tat nicht leugnen , daß auf wichtigenLebensgebieten, insbesondere bei der Bekleidung, aber auch beider Ernährung , erhebliche Rückgänge im Preise — nicht sosehr mit Zutun der betreffenden Behörden, die hier in Fragekommen, sondern größtenteils aus freier Entschließung ausder Wirtschaftslage heraus — stattgefunden haben. Es wäre
gefährlich und würde unter Umständen zu ähnlichen Konse¬
quenzen wie die Zwangswirtschaft der Kriegs- und Nach¬kriegszeit führen , wenn man auf diesem Gebiet versuchenwollte, mit dem Polizeiknüppel das zu erreichen, was durch
vernünftige Verhandlungen erreicht werden kann, und nochmehr durch die gesamt« Entwicklung der wirtschaftlichen Ver¬
hältnisse in den ärmeren Teilen der Bevölkerung, sowie durchdie Konkurrenz, die zwischen den Geschäftsleuten stattfindet,erzwungen wird. Es gibt Gebiete, auf denen diese Konkur¬
renz durch großzügige Vereinbarungen aller Art ausgeschaltet
ist . Aber auch hier kommt man wirtschaftlich weiter , wenn
man mit den Beteiligten durch Verhandlungen zu erzielen
sucht, daß sie da, wo es möglich ist , sich auf diese Preis¬
senkungsbewegung einlassen, als wenn man mit Gewalt durch
Sprengung von Vereinbarungen vorwärts zu geben gedenkt .
Jedenfalls muß man sich « uch darüber klar sein, daß die
Preissenkung bis zu einem gewissen Zeitpunkt auch zu eirtzem
genügenden Ergebnis geführt haben muh . Erst dann , wenn
sich die Anzeichen dafür entwickeln , daß die Preise wieder
anziehen, wird sich auch die Wirtschaft wieder entsprechendin Bewegung setzen, wird der Wirtschaftspessimismus ver¬
schwinden oder wenigstens lockern, den wir heute beklagen.

Im weiteren verbreitete , sich Abteilungsleiter Rausch auf die¬
sem Gebiete. Er vermißt i« Plane der Reichsregierung wirk¬
same Maßnahmen zur Herbeiführung der Preissenkung . Die
Gehaltskürzuntz war dagegen vysi der Regierung - durchaus
planmäßig vorbereitet. Umso !Mehrs «h sich der . DeutscheBeamtenbund veranlaßt , durch rin Rundschreiben an - die
Kartelle Richtlinien für die Bildung von Aktionsausschüssenund die weitere Arbeit zur Einwirkung auf die Preisbildung
berauszngebeir.

' Das Zusammenarbeiten nsit den übrigen Spitzeuorgani -
salionen der Arbeitnehmer zum Zwecke der Förderung der
Konsumentenintereffen hat sich gut bewährt . Die Auswir¬
kung dieser Tätigkeit hat sich im Lande in erfreulicher Weisebemerkbar gemacht . Bei Verhandlungen , die mit Vertretern
verschiedener wirtschaftlicher Organisationen ftattfanden , hatdie Hauptgemeinschaft des deutschen Einzelhandels besonders
auf einen ihr unbequemen Punkt in einem Rundschreiben des
Deutschen Beamtenbündes hingewiesen, der sich mit der För¬derung der Konsnmgenoffenschaftsbewegung befaßte, doch istes nach einer längeren Aussprache zu einer Einigung und zueiner gemeinsamen Erklärung in der Angelegenheit gekom¬men. Ein Rundschreiben des Ortskartells Leipzig, das sich
gleichfalls mit der Unterstützung der Konsumgenoffenschafts¬bewegung beschäftigt , hat der wirtschaftsparteiliche Abgeord¬nete Lucke im Plenum des Reichstags stark kritisiert.Im ganzen ist ein erfreulicher Rückgang der Beamtenhetzefestzustellen. Erfreulicherweise haben sich zahlreiche Wirt -
schaftsorganisationen, Handelskammern , Handwerkskammern
usw . sehr entschieden gegen die Beamtenhetze erklärt und ihreMißbilligung über einzeln^ Borkommniffe ausgesprochen. So
hat eine Mittelstandsorganisätion im Rheinisch -WestfälischenIndustriegebiet eine Entschließung angenommen , u>ü> dem dor¬
tigen Ortskartrll der Deutschen Beamtenbnndes zugestellt, in

der der Wunsch der Zusammenarbeit mit der Beamtenschaftausdrücklich ausgesprochen wird . Ferner hat die Fraktion derWirtschaftspartei im Sächsischen Landtag Einzelvorkommnissescharf verurteilt , und ebenso wurde von einem preußischenAbgeordneten dem Deutschen Beamtenbund eine Erklärungübermittelt , die sich für ein verständiges Zusammenarbeiten>nit der Beamtenschaft ausspricht. Auch mit dem Reichsbunddes deutschen Handwerks ist eingehend verhandelt worden, unddie Aussprache hat zu einer erfreulichen Klärung geführt.Diese lebhafte Tätigkeit der Beamtenschaft danken wir beson¬ders den Kartellen , in denen die Beamten aller Verwaltun¬
gen vereinigt sind .

Zum Punkt Tagespreise und Beamtenschaft machte Haupt -
schriftleiter Heßlrin besondere Ausführungen über den Rück¬gang des Ansehens der Presse, die nicht mehr die führendeMacht im öffentlichen Leben darstelle, als die sie sich selbst nochfühle. Materialistische Interessen wurden in den Vorder¬grund gestellt und in der Tagespreise der Sensation mehrund mehr Raum geschenkt.

Die Organisationen müssen versuchen , freundlich auf diePresse einzuwirken, und auf diesem Gebiete stehen unserenKartellen usw. große Aufgaben bevor. Wir haben durch un¬sere Tätigkeit draußen dahin zu wirken, daß eine Umkehr deröffentlichen
. Meinung zugunsten der Beamtenschaft eintritt ,durch Aufklärung, durch Richtigstellung irrtümlicher Mel¬dungen und durch sachliche Darstellung der Beamtenverhält -

niffe . Ob es möglich fein wird , darüber hinaus stärkeren
Einfluß zu erlangen , ist eine Frage , deren Entscheidung nichtallein von uns abhängt . Hier spielen Fragen der Volksstim¬mung und der allgemein«« Meinung eine große Rolle.Nach einer umfangreichen Aussprache und dem Schlußwortdes Referenten Lenz wurde folgende Entschließung mit sehrgroßer Mehrheit angenommen :

„Der Gesamtvorstand des Deutschen Beamtenbundes hat inseiner Sitzung vom 17. Dezember 1930 zu der durch denErlaß der Notverordnung vom 1 , Dezember geschaffenenLage Stellung genommen. Grundsätzlich wendet sich der Ge¬
samtvorstand des DBB . in Übereinstimmung mit der Stel¬
lungnahme des 7. Bundestages erneut mit aller Entschieden¬heit gegen die Finanzpolitik der Reichsregierung , die Finanz -uöte des Reichs , der Länder und Gemeinden in erheblichemMatze einseitig durch Kürzung der Beamtengehälter zu behe¬ben. Unter Berufung auf Artikel 134 der Reichsverfaffungfordert der Gesamtvorstand eine Steuer - und Finanzpolitik ,durch die alle Staatsbürger ohne Unterschied im Verhältnisihrer Mittel zu allen öffentlichen Lasten herangezogen wer¬den . Der Gesamtborstand bestreitet, daß die durch die Ver¬
ordnung ausgesprochene Gehaltskürzung rechtsgültig ist, da es
dazu eines verfassungsändernden Reichsgesetzes bedarf.Die durch die Gehaltskürzung in der Beamtenschaft hervor¬gerufene Beunruhigung ist verstärkt worden durch die vom
Reichsrat verlangte , sachlich nicht begründete Vorverlegungdes Zeitpunktes :für den Beginn der Gehaltskürzung . ■DerGlaube der Beamtenschaft an Gerechtigkeit und sachliche Be¬
urteilung mußte erschüttert werden, als die Meinungsverschie¬denheiten zwischen Reich und Ländern über die Verteilungder im Rahmen des Wirtschafts- Und Finanzplans zur Ver¬
fügung stehenden Mittel in zwar einfacher, aber staatspolitisch
sehr bedenklicher Weise dadurch beseitigt wurden , daß die
Gehaltskürzung bereits für den 1. Februar 1931
beschlossen wurde. Besonders ist zu beanstanden , daß die
in der Notverordnung getroffene Regelung die durchaus ge¬botene Rücksichtnahme auf die geringbesoldrten Beamten¬
schichten vermissen läßt . Die Festsetzung eines einheitlichen
Satzes von 6 Prozent und der Freigrenze auf nur 1500
Reichsmark und die bewirkte Verminderung auch sehr niedri¬
ger Beamtengehälter um einen derartig hohen Vomhundert¬
satz widerspricht der Pflicht zu sozialer Rücksichtnahme .Der Gesamtvorstand erwartet , daß der Reichstag bei der
Beratung der dem Haushaltsausschuß überwiesenen Jmtiativ -
gesetzentwürfe zur Änderung der Verordnung Wege zur so¬
zialen Gestaltung der Gehaltskürzung findet.Die als Ausgleich der Gehaltskürzung in Aussicht gestellte
Preissenkung hat bisher keine praktische Bedeutung erlangt .Die Preisgestaltung gerade von Gegenständen des täglichen
Bedarfs hat sich zugunsten der Verbraucher nur unmerklich ge¬ändert . Die Gehaltskürzung ab 1 . Februar 1931 bedeutet da¬
her eine wesentliche Verschlechterung der Lebenshaltung der
Beamten.

Der Gesamtvorstand beauftragt den Geschäftsführenden Vor¬
stand , alles zu tun , um die Rechtslage zu klären und den
Reichstag zu veranlassen, durch Staffelung der Gehaltskür¬
zung innerhalb des Satzes von 6 Prozent eine soziale Ge¬
staltung zugunsten der geringbesoldeten Beamtengruppen zu
beschließen . Der finanzielle Ausfall müßte durch Einsparungan den sächlichen Ausgaben der öffentlichen Haushalte gedecktwerden. Daneben ist der Preisbildung besondere Aufmerk-
samkeit zu widmen und in Zusammenarbeit mit anderen
Verbraucherschichten dahin zu wirken, daß durch Senkung der
Lebenshaltungskosten die Gehaltskürzung ausgeglichen wird .

"

VevschSvfte SlnsteUungSbedingungen
als Rekhsbahnbeamterr

Durch Verfügung der Hauptverwaltung der Reichsbahn sind
die Vorschriften über die Anstellung als Beamter neM geregelt
worden. Diese Vorschriften weisen gegenüber den früheren
insofern eine bemerkenswerte Änderung auf , als nun¬
mehr die Bewerbung für eine Beamtenlaufbahn von dem
Prädikat dqr Vorprüfung abhängig sein wird. Das Ergeb¬nis der abzunehmenden Vorprüfung ist nach dem Prädikat
„sehr gut " , „gut ", „genügend" und „ungenügend " zu unter¬
scheiden. Geht nun die Zahl der an sich geeigneten Bewer¬
ber über den Bedarf hinaus , so sind die bestgeeigneten Be¬
diensteten auszuwählen . Es , würden also, in diesem Falle in
erster Linie diejenigen Bediensteten als 'Bewerber in Aussicht
genommen werden, die die Vorprüfung mit dem Prädikat
„sehr gut" bestanden haben. Diesen würden dann diejenigen
mit dem Prädikat „gut" usw. folgen.

Wie bisher bleiben di« Bediensteten, die eine Eisenbahnfach¬
schule besucht, und dort die Prüfung bestanden haben , von der
Ablegung der Vorprüfung bei der Verwaltung befreit . Ist
einem Bewerber auf Grund eines solchen Zeugnisses der Eisen¬
bahnfachschule (Ersatzzeugnis ) die Vorprüfung erlaßen , so
kann er später nicht mehr zur . Vorprüfung bei der Verwal¬
tung zugelassen werden ; auch wenn er nach dem Wert des
Ersatzzengniffes bei der Auslese nicht berücksichtigt worden ist.
Es ist aber den Bediensteten unbenommen , auf dcn Gebrauch

des Ersatzzeugniffes zu verzichten , um die Vorprüfung beider Verwaltung avzulegen, wenn das Ersatzzeugnis wenig Aus¬
sicht zu bieten scheint . Hieraus ergibt sich, daß mit allenMitteln danach zu streben ist, ein gutes Resultat bei der Ab-
schlußprüfung der Fachschule zu erreichen.

Nähere Auskünfte erteilen die Organisationsvertreter imVerbände Deutscher Eisenbahnfachschulen.

vevietttrus dev Veufionslasterr
Über die Höhe der Penfionslasten herrscht in der Bevölke¬

rung vielfach völlige Unklarheit. Das ergibt sich im wesent¬lichen aus der Zusammenfassung der Versorgungsbezüge un¬ter einem Etattitel , wodurch der Eindruck erweckt worden ist»daß alle Versorgungsbezüge den Beamtenpensionen zur Lastfallen . Der Haushalt für 1930 beläuft sich für Versorgungs¬und Ruhegehälter auf insgesamt 1702 Millionen . Erfreulicher¬weise ist in diesem Haushalt zum ersten Male eine Untertei¬
lung der Gesamtsumme nach sachlichen Gesichtspunkten vor¬
genommen worden. Hieraus ergibt sich, daß sich die Belastung

«wie folgt verteilt :
1 . für Kriegsversorgung 1.439 Millionen ,2 . alte Wehrmacht 140 Millionen ,3. neue Wehrmacht 73 Millionen ,4 . für Zivilpensionen (Beamte - 110 Milliosien,

zusammen 1762 Millionen .Von den 73 Millionen für die neue Wehrmacht entfallen46 Millionen auf Abfindungen und Übergangsgebührnisse fürdie aus dem Heeresdienst ausscheidenden Soldaten .
Nach den Finanzvorlagen der Regierung Brüning -Dietrichsollen die Verwaltungen gezwungen werden, vorübergehendin erster Linie bei etntretendem Bedarf Versorgungsanwärter

einzustellen. Dadurch sollen die unproduktiven Ausgaben für
Abfindungen und Übergangsgebührnisse herabgedrückt werden.

In den 110 Millionen für Zivilpensionen liegen 37 Mil¬
lionen , die durch die Übernahme der Steuerverwaltung ausdas Reich übernommen werden mutzten.

Für wirkliche Pensionen werden hiernach rund 6,2 Proz .des Gesamthaushalts für Versorgung und Ruhegehälter aus¬
gegeben.

Vevwattnnssarademre Bevttn
Fachwissenschaftliche Woche über Haushalts -, Kaffen- und

Rechnungswesen
Auf Veranlassung der Herren Finanzminisler und Ministerdes Innern veranstaltet die Verwaltungsatademie Berlin vom

12. bis 17 . Januar 1931 eine fachwiffenschastliche Woche über
HauShaltungs -, Kaffen- und Rechnungswesen. Die Vorle¬
sungen sind zugeschnitten auf die Bedürfnisse und die Ver¬
hältnisse der preußischen allgemeinen Verwaltung und bestimmt
für die Beamten des schwierigen Bürodienstes und ihrem
Inhalte nach abgeftelll auf die Fachkenntnisse und Erfahrun¬
gen dieser Beamten in den genannten Verwaltungsgebieten .Der Vorlesungsplan berücksichtigt die Beziehungen des Län¬
derhaushalts zum Reichshaushalt sowie zu den Finanzfragenderl übrigen Gebietskörperschaften, der Gemeinden und Ge¬
meindeverbände und damit die Finanzausgleichsprobleme in¬
nerhalb des Landes . Ferner soll eine in ihrem Aufbau eng
ineinandergreifende Darstellung über den Ablauf der Haus¬
haltsführung des Staates gegeben werden, angefangen mit
der Aufstellung des Staatshaushaltsplans , über das Kasten¬
wesen — nach seinem Aufbau , seiner Zusammenarbeit und
seinen Verernfächungsmöglichkeiten — bis zur gtechnungs-
legung und Rechnungsprüfung . Hierbei werden auch die Auf¬
gaben der obersten Rechnungskontrollbehörde, der Lberrech.
nungskammex, besonders behandelt. Daran anschließend sol¬len die durch Gesetz und Verwaltungsvorschriften gegebenenmateriellen und formellen Bestimmungen über die Anwei¬
sungstätigkeit bei den staatlichen Behörden erörtert werden.
Endlich wird ein Überblick über das Banken - und Börsenwesenin seiner Bedeutung für die Wirtschaft der öffentlichen Hand
gegeben .

Gegen fovmaleS Neverbügungstvesen
Der Hauptausschuß des Verbandes der deutschen Hochschu-

len hat auf seiner Tagung in Wükzburg folgende Entschlie¬
ßung angertommen : „Die Hochschule darf bei der Berussent -
scheidung nicht als eine Art Notausgang angesehen werden.
Andererseits legt aber der Verband Gewicht daraus , daß wirk¬
lich Hochbegabten und Tüchtigen aus allen Schichten des Vol¬
kes der Zugang zur Hochschule ermöglicht wird . DaS ist um so
wichtiger, als in nächster Zukunft nur ganz hervorragende
Kräfte Aussicht haben, in freiwerdende Stellungen der akade¬
mischen Berufe einzurücken , während anderen Ansolventen der
Hochschule die Arbeit in Berufen zugemutet werden mutz , die
ein akademisches Studium nicht erfordern . Ein derartiges . Miß¬
verhältnis würde eine dauernde Befriedigung ausschließen.
Innerhalb der Hochschule selbst müssen alle Vorkehrungen ge¬
troffen werden, um diejenigen Studierenden , die nach Über¬
zeugung der Dozenten nicht die volle wiffenschaftliche und
menschliche Eignung zum Studium haben, vom Studium fern¬
zuhalten vier zum Aufgeben des Studiums zu veranlassen ."

« US Gesetzgebung und Rechtsprechung
Beweispflicht für Unfall oder Selbstmord

Im Eisenbahnbetriebe war ein Reichsbahnöeamter von
einem Zuge überfahren und tödlich verletzt worben. Als die
Hinterbliebenen auf Grund des 8 2 des Unfallfürforgegesetzes
für Beamte Entschädigung verlangten , behauptete die Reichs¬
bahn , eS liege Selbstmord vor. Das Oberlandesgericht in
Naumburg verneinte Selbstmord und verurteilte dre Reichs¬
bahn zur Entschädigung. Diese Entscheidung focht die Reichs¬
bahn ohne Erfolg beim Reichsgericht an . DaS Reichsgericht
wies in einem Urteil vom 27 . Juni 1930 — 388. 29 — tue
Revision der Reichsbahn als unbegründet zurück , indem es
ausführte , das Oberlandesgericht habe ohne Rechtsirrtum an¬
genommen, daß ein tödlicher Unfall im Eisenbahnbetriebe vor¬
liege. Die Reichsbahn habe den ihr obliegenden Beweis dafür
nicht erbracht, daß der Verunglückte den Unfall vorsätzlich
herbeigesührt und Selbstmord verübt habe. Selbstmord fei
als ein Ausnahmetatbestand anzusehen, der von der Partei
zu beweisen sei, die behaupte, der Ausnahmetatbestand , 0 . w
Selbstmord , liege vor . Es sei auch nicht anzunebmen . dan da»
Oberlandesgericht die Grundsätze über den Wahrscheinlichkeit«-
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